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Der Verfasser gibt aus seiner Erfahrung als Hauptreferent 
der Generalsteuerdirektion und als Lehrbeauftragter an der 
Universität Berlin eine systematische Darstellung des Vermögen- 
Steuer- und -Bewertungsrechts.

Im Mittelpunkt der Darstellung steht die Regelung für Berlin. 
Es finden sich zahlreiche Hinweise auf die besondere Art der 
Behandlung in der sowjetischen sowie der englischen und ame
rikanischen Besatzungszone. Schematische Übersichten lassen 
die wichtigsten Unterschiede sofort erkennen, wie überhaupt 
durch solche Übersichten die Zusammenhänge kurz und treffend 
klargestellt werden. Dies gilt auch für die Formulierungen.

Zahlenbeispiele erläutern die Darstellung. In dem Fall des 
Teilfreibetrags für das land- und forstwirtschaftliche Reinver
mögen darf sich bei richtiger Durchführung keine Abweichung 
bei Anwendung der Vorschriften für Berlin und für die sowje
tische Besatzungszone ergeben. In dem Beispiel für die Steuer
verteilung im Innenverhältnis läßt sich auch ein anderes Er
gebnis rechtfertigen.

Die Stellungnahme zu den vielfältigen Problemen ist klar. 
Sie ist von Bedeutung auch dort, wo der Berliner Standpunkt 
nicht geteilt werden kann, wo es also gilt, den Weg zu einer 
befriedigenden allgemein gültigen Lösung noch zu suchen. Es 
ist zu begrüßen, daß mit der Schrift eine systematische Über
sicht Uber die Entwicklung der maßgebenden Gesetze, Verord
nungen, Verwaltungserlasse und der Rechtsprechung zur Ver
fügung steht. A. de Boer

Thüringische Rechtskartei in Loseblattform. Im amtlichen Auf
träge herausgegeben von Dr. jur. K. Schultes, Ministerial
direktor im Ministerium für Justiz. Band I. Weimar 1947. 
Landesverlag Thüringen. Landeseigener Betrieb.

Wir leiden in Deutschland heute unter einer Inflation von Ge
setzgebern und von gesetztem Recht. Der überblick über die 
Gesamtheit des deutschen Rechtes wird immer'schwieriger, die 
durch Papierknappheit bedingte niedrige Auflagenhöhe der Ge
setzblätter beeinträchtigt die Zugänglichkei der Quellen, über 
das, was gilt und nicht gilt, herrscht Unsicherheit. Die Heraus
gabe des Gesetzesstoffes in Loseblattform ist deshalb nur zu 
begrüßen. Nachdem im Rahmen der „Neuen Rechtskartei für 
Berlin und Brandenburg“ von Kohlrausch-Koffka zwar nur das 
Berliner Material erschienen, das Brandenburgische aber 
wenigstens als „in Kürze erscheinend“ angekündigt ist, nach
dem die Landesdruckerei Sachsen das Recht dieses Landes für 
die Zeit bis Juni 1947 in einer „Loseblatt-Kartei“ und neuer
dings Sachsen-Anhalt sein Recht in einer offiziellen Sammlung 
entsprechend herausgebracht hat, tritt nun als viertes Land 
unserer Zone Thüringen mit dem gleichen Vorhaben auf den 
Plan, noch ehe der demnächst zu erhoffende Band III der 
Sammlung von Rüge, „Das Recht in Deutschland“, der das 
Recht a l l e r  deutschen Länder vereinen soll, vorliegt. Der 
hier zu besprechende I. Band der „Thüringischen Rechtskartei“, 
die durch Sammlung des gesamten Rechtes des Landes aus 
der Zeit seit 8. Mai 1945 (zunächst bis 30. 6. 1947) — auch Er
lasse und Bekanntmachungen werden berücksichtigt — „zur Er
höhung der Rechtssicherheit beitragen“ will, bringt in 9 z. T. 
wieder untergeteilten Abteilungen das Verfassungs- und Ver- 
waltungs-, Justiz-, Finanz- und Wirtschaftsrecht. Weitere 7 Ab
teilungen. ferner, zusammengefaßt in einem Anhang, die Recht
setzung des Kontrollrats und der SMA sowie das für die Be
nutzung unentbehrliche Stichwortverzeichnis für beide Bände 
soll der angekündigte II. Band enthalten. Während Kohlrausch- 
Koffka den Stoff in eine alphabetische Stichwort erfolge ein- 
ordnen, was in einer Zeit des gesetzgeberischen Flickwerks 
und des Wankens der überkommenen Systematik viel für sich 
hat und in Verbindung mit einem Verweisungsregister die 
praktische Handhabung sehr erleichtert, gliedert Sch. — eben
so wie die übrigen genannten Sammlungen — zunächst syste
matisch (darunter chronologisch) auf. Leider geschieht diese 
Aufgliederung und ebenso die Unterbringung bei den einzelnen 
Rubriken in jeder Sammlung nach ganz anderen Gesichtspunk
ten. Das Wohnungswesen finden wir z. B. bei Sch. — vom 
Wohnungsgesetz des Kontrollrats abgesehen, das in den An
hang verwiesen ist — als Unterabteilung der Abteilung „Kom
munalwesen“, in Sachsen in Abteilung „Sozialfürsorge“, das 
Sparkassenwesen bei Sch. ebenfalls unter „Kommunalwesen“, 
in Sachsen unter „Finanzen“, das Recht der volkseigenen Be
triebe bei Sch. unter Abt. „Wirtschaft“, Unterabt. a) „Sicher
stellung und Enteignung von Nazivermögen“, während das Ge
setz zur Überführung der Bergbaubetriebe in die Hände des 
Volkes wieder in der anderen Unterabteilung b) „Aufbau der 
gewerblichen Wirtschaft" zu finden ist. Es bleibt der Wunsch, 
daß die Systematik der Länderkarteien doch noch einander an
geglichen werden möge, vielleicht auf der Linie des guten und 
übermäßige Unterteilung meidenden Musters von Rüge. Jeden
falls ist ohne ein möglichst umfangreiches und sorgsam ge

arbeitetes alphabetisches Sachregister ein ersprießlicheg Neben- 
einanderbenutzen der Länderkarteien für den über die Lan
desgrenzen schauenden Juristen nicht möglich. Zu überlegen 
wäre auch, ob es notwendig ist, das in ganz Deutschland gel
tende Kontrollratsreeht, das bereits in verschiedenen Samm
lungen vorliegt, in den Länderkarteien zum Abdruck zu brin
gen, und o,b (licht auch das in der gesamten Zone geltende 
Recht besser einer Sonderkartei vorzubehalten wäre, so daß 
sich die Länderkarteien auf ihr Landesrecht beschränken könn
ten. Schließlich ließe sich die praktische Verwendbarkeit stei
gern, wenn man sich Beschränkungen hinsichtlich des Ab
drucks gegenstandslos gewordener oder aufgehobener Bestim
mungen auferlegen würde. Der im Rechts- oder Wirtschafts
leben tätige Jurist will nur über das g e g e n w ä r t i g e  
Recht Gewißheit haben, und solche zu geben, ist gerade die 
Loseblattform — sorgsame und rasche Nachträge vorausge
setzt — besonders geeignet. Wie 1946 die Zuckerlieferung für 
Bienenfütterung oder die Sommer- und Winterzeit geregelt 
war, interessiert ihn nicht. Der Jurist, der Fälle rückschauend 
zu beurteilen hat, wird sowieso die Quellen heranziehen. Sch. 
druckt auch gegenstandslos gewordenes und aufgehobenes Recht 
ab, dankenswerterweise aber mit kurzen Anmerkungen über 
seine Erledigung oder Abänderung (Verweisung auf den Ge
setzgeber und die Fundstelle in der Kartei wäre aber an
gebracht). Jedenfalls wird das Werk im ganzen den An
sprüchen sowohl der Wirtschaft wie der Juristen gerecht und 
stellt zugleich für die Arbeit des Sammelns und Sichtens des 
deutschen Rechtes in w e i t e r e m  Rahmen einen wertvollen 
Baustein dar. Ernst Meyer.
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